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A. Z.: ........................................... . 
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Datum: 25. APR. 1986 

zr ~, /6 /hIlbai Vertellt._._. ..-

~ () .-,/ Idrc vif ft 

Betreff: Entwurf eines Bundesgesetzes über die Förde:rung 
der Kunst aus Bundesmitteln (Bundes-Kunstförde­
rungsgesetz) 

Die Präsidentenkonferenz der Landwirtschaftskammern Öster­
reichs beehrt sich, dem Präsidium des Nationalrates die 
beiliegenden 25 Abschriften ihrer Stellungnahme zum Ent\"lurf 
eines Bundesgesetzes über die Förderung der Kunst aUß:­
Bundesmitteln (Bundes-Kunstförderungsgesetz) mit der Bitte 

um Kenntnisnahme zu überreichen. 

25 Beilagen 

( 
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./ .. PKÄSIDENTENKONFERENZ 
DEi lANDWlllTSCHAFTSKAMMERN 

ÖSTERREICHS 

A.Z.~ S - 286/Sch 

ABSCHRiFt 

Zum Schreiben vom 6. Bebruar ]986 
Zur Zahl 12.935/1-111/9/&6 

An das 
BundeSlllinisterium fiir Unterricht, 
I~unst und ~;port 

Ivlinorit.en;::>lat z 5 
lO](t-ü2n 

Wien, am ........... ?~ .. 4 ... 1~{)6 ...... . 
Wien l., Löwelstraße 12. Postfach 124 1014 Wien 

Telefon 63 0741. 63 'l7 31. Fernschreiber 13/5451 

Betreff :. ;<;ntwu.rf eir~es ~:unö.esgesetzes ii~)er die li'öröerung 
der Kunst aus Bundesmitteln (uundes-Kunstförde­
rungsgese t:<: ) 

Die Pr~sidentenkonferellz der Landwirtschaftskammern Öster­

reichs teilt die grunc:sätzliche l-\.uffassuilg des Bundesmini­

steriUl-'tS für Unterrich.t, ';Zunst un<J. S',:1urt, d.aß iill Sinne des 

Legalitätsprinzips der öseerreichischen Bundesverfassung 

eine DU1l0.esgesetzliche .;~.egelung für die vor.1 ßund iin Rahmen 

der Privatwirtschaftsverwaltung (Artikel 17 B.-VG) seit 

jeher durchgef~hrte 2~rderung Ces k~nstlerischen Schaffens 

und seiner Vermittlung w~nschenswert ist. 

Das k~nstlerische Schaffen und seine Vermittlung sind wich­

tige und sensible gesellschaftliche bereiche, bei denen 

insbeßcmöere das Bundesverfassungs9"Gsetz vom 12. Mai 1982 

iiber die :'~'reihGi t der Kunst zu beachten ist (HGBl. Nr. 

262/19G2). Dieses bundesverfassungsgesetzliche Grun~recht 

ist ein klassisches; gegen Eingriffe 6er Staatsgewalt ge-

richtetes 2reiheitsrecht. Es verbietet nicht nur jede 

staatliche Knebelung dieses Kulturbereicnes, sondern ver­

langt auch hoehste Sorgfalt bei einer staatlichen FBrderung 

auf diesem Gebiet. Der Verfassungsgesetzgeber hat dabei aus 

'wohl erwogenen GrÜnd.en C::1e im Initiativantrag 29/A der 

Abgeordneten Blecha und Genossen, xv. G?, vorgesehene wei-
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tere Verfassungsbestimrüung eines Artilcels 17 a Abs. 2 im 

Staatsgrundgesetz ~ber die allgemeinen Rechte der Staats­

b~rger (keichsgesetzblat't Nr. 142/1367) mit dem Text "Eine 

F~rderung k~nstlerischen Schaffens durch den bund, ein Land 

oder eine Gemeinde hat auch seine Vielfa.lt und deren Erhal­

tung zu ber~cksichtigen" nicht zum Beschluß erhoben. Die 

Gr~nde fiir die Ablehnung dieser verfassungsrechtlichen 

Richtlinie f~r die staatliche Kunstf~rderung haben in der 

Plenardebatte des Na'tionalrates vom 12. r<ai 1982 insbeson­

dere die i\bgeordneten lJr. Neisser, Dr. Frischenschlager , 

Dr. Steinhauer und Dr. Ermacora ~berzeugend dargelegt (ste­

nographische Protokolle des NU. XV. GP. Seite 11.4&2 bis 

11.510). 

Nach Auffassung der Präsidentenkonfe.cenz sollte grundsätz­

lich auch Volkskunst und Volkskultur in ein Bundeskunstför­

derungsgesetz einbezogen werden. Gerde in einer Zeit, in 
.. 

der der ~Jert der Volkskunst wieder neu entdeckt wird, ware 

das Ausklammern dieser 'l'ätigkeit ein bildungs- und kul­

turpolitisch falscher i:'leg. Bei einem Hückzug des Bundes aus 

der Börderung der volkskulturellen Aktivitäten (Laienspiel­

gruppen , \/olkslied, Volks~nusik usw.) ~lürde eine finanzielle 

E'örclerung ausschließlich den Ländern bleiben. Bei dem ge­

ringen finanziellen Spielraum der Länder würde die Volks­

kultur sicherlich vernachlässigt werden müssen. 

Der Gesetzentwurf ist - in manchen Bereichen angesichts der 

sensiblen Materie sicherlich mit Grund - äUßerst vage und 

unkonkret formuliert. Das w~rde es der Vollziehung leicht 

ermöglichen, nach sehr persönlichen und im Gesetz nicht 

formulierten gesellschaftspolitischen Grundsätzen !<'örderung 

zu vergeben. Der bericht des Verfassungsausschusses ~ber 

den Antrag der Abgeordneten Blecha und Genossen, 978 d. 

Beilagen zu den stenographischen Protokollen des NR. xv. 
GP., f~hrt unter anderem aus: hAls gesellschaftliches Phäno­

men betrachtet bedarf daher die Kunst nicht nur des sub­

jektiven I;Jollens des I<~nstlers I sondern auch einer - viel-
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fach erst zu erringenden - gesellschaftlichen Anerkennung 

in der Überzeugung vom l{ünstlerischen Gehalt des t·Jerkes li
• 

IiHeder das künstlerische Schaffen, noch die vermittlung 

von Kunst und deren I .. ehre können aber in dem Sinn frei 

sein, daß sie keinerlei rleschränkungen unterworfen werden 

dürfen. Schon der Umstanö., daß man allen Grund- und l!'rei­

heitsrechten das gleiche Gewicht beimessen muß, und die 

Ausi.ibung der gewährleisteten Freiheit durch den einen sich 

mit cem .I;!"'reiheitsraum des anderen in Übereinstimmung befin­

den muß, iührt zu typischen Schranken, die vielen Grund­

und ~'reiheitsrechten gemeinsam sind (irmllanente Schranken). 

Darüber hinaus, aber auch damit verbunden, ergeben 

sich f~r die Kunstfreiheit wie auch für die anderen Grund-

rechtsbe:eiche jene Schranken, die aus dem geordneten, 

auf 'I'oleranz aufbauenden t.;usammenleben der denschen fol-

gen'" • 

.. 
Aus diesem gesellschaftlichen Bezug ware nach Auffassung 

der Präsiäentenkonferenz die Einrichtung eines Kunstförde­

rungsbeirates zur Beratung des bundesministers über die 

Vergabe der Förderungsmittel wünschens\·lert. Ähnliche Rege­

lungen gibt es in Kulturförderungsgesetzen der Länder, 

z.B. in der Steiermark. Im Bereich der privatwirtschaft­

lichen l"örderung des bundes gibt es ähnliche Beratungsgre­

mien, z.B. den Beirat für Arbeitsmarktpolitik beim Bun­

desministerium für soziale Verwaltung (§ 41 Arbeitsmarkt­

förderungsgesetz, HGBl.Nr. 31/1969). Ein solcher Beirat 

sollte - ähnlich wie im Bereich der Arbeitsmarktförderung 

- eine tatsächliche Beratungstätigkeit ausüben können und 

nich"t nur, wie der Beirat gemäß § 2 Abs. 1 des Kunstförde­

rungsbeitragsgesetzes (BGBl.Nr. 573/1981), alljährlich ein­

mal oder einmal in mehreren Jahren nachträglich eine Auf­

listung der Bundesförderungen zur Kenntnis erhalten. 

Zu einzelnen Bestimmungen des Gesetzen"twurfes wird fOlgendes 

bemerkt~ 
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Zu c~ 1 ~ .. 

Die in P~s. 1 vorgesehene Umschreibung der Motive der 

Kunstförd.erung des bundes bzw. der vom Hund mit der Förde­

rung verfolgten Absieh-ten wird begrüßt. Damit wird eine 

gute, ~ie Freiheit der Kunst und ihre Vielfalt voll würdi­

gende r:'ichtlinie gegeben, die bei gesetzes}~onformer Voll­

ziehung weitgehend ausschließt, daß extrem fragwürdige, 

wertlose und anstößige Produktionen von Nichtskönnern, die 

mi ttels einiger Helfer auch als RunS-i: ausgegeben werden .. 

auf ~osten der Steuerzahler noch gefördert werden. 

Als i301eg für die Existenz solcher 'JI~nnst t; una. öie Gefahren 

von deren ~örderung sei nur die Festrede des großen öster­

reichischen Malers Frie&ensreich Hundertwasser anlißlich 

der Staa-tspreisverleihung 1984 genann-t ("so wird die Kunst 

pervers - EX-Avantgardist Friedensreich Hundertwasser hilt 

die Avantgarde von heu!ce für ein "f.{orrorpanoptikum", Ho­

chenpresse vom 31.1.1984 Seite 39). Hundertwasser fijhrt 

aus~ 

"Die ~~ultur begeht 3elbstmord ••.. v!o sind die kulturellen 

Kapazit~ten, die es wagen, den Mund zu öffen. um den Betrug 

zu entlarven? Die moderne Kunst hat sich befreit, so sehr 

befreit, daß sie sich selbst erledigt hat. Die moderne 

Kunst ist als Avantgarde am Ziel vorbeigeschossen, ins Lee­

re, in den stupiden Selbstmord .•.. Der avantgardistische 

Sklave eIer Kunstmafi.a trampelt so in L7.uinen herum, verzwei­

felt auf der Suche nach etwas, was er noch vernichten kann. 

So wird die Kunst pervers. Dieses negative, das Leben ver­

neinende :i~uinengerüIilpel füllt nun unsere JYmseen. rostet, 

verstaubt und zerfillt. Unser Feind ist 8igentlich die 

DumrnhEit, nicht echt von falsch unterscheiden zu können. 

:c~in r"J.useumsdirektor miißte haftbar sein für seine Handlungen 

und muß ins Gefingnis kommen können, "v-enn er mit öffent­

lichen Geldern ~lunder kauft .... IDlnst heißt schöpferi­

sches Können. Die schönen Künste müssen schön sein, aber 

27/SN-221/ME XVI. GP - Stellungnahme (gescanntes Original) 5 von 8

www.parlament.gv.at



.. 

J - 5 --

der kulturpolitische Machtanspruch dieser nihilistischen 

lViuseu~,sl{unst ist ähnlicl1 dem kulturpolitiscnen t'lachtan­

spruch des Dritten s1eiches in Hi tlerCieutschland. . •• Han 

will den Menschen etwas. was ihnen nicht entspricht, was 

sie nich-t verstehen k(~)nnen, weil gar kein Verstand d.ahin­

ter ist, aufzwingen. Das ist eine unglaubliche Intoleranz, 

ein leul turterror der Il'.Useumskuns t. :, 

Der in Abs. 2 vorgesehene Gesetzesauftrag, wonach die För­

derung die vielfalt der Kunst zu ber~cksichtigen hat, ist 

problematisch. So richtig es ist, daß der Bund durch seine 

Förderung nicht einseitig eine Staatskunst fördern soll, 

weil jede staatlich verordnete Kunstricht.ung die Gefahr 

der Ersta.rrung enthält, di.irfte doch aus dem qleichen Grund 

das Vielfaltsgebot bei der !"örderung nicht c1a"zll führen, daß 

auch die z.8. von Hun~ertwasser gemeinte Pseudokunst geför­

dert 'Y,rerden miißte. Zl1gestimrnt \flird der im zweiten Satz aus­

gedrückten Absicht, ('1.ie ;Cunst allen Hevölkerungskreisen 

zugänglich zu machen und zu den materiellen Voraussetzungen 

f~r aie ßntwicklung des kijnstlerischen Lebens in Österreich 

beizutrctgen. 

Zu Si 2;; 

Wie oereits ausgefü~rt wurde, beantragt die Präsidentenkon­

ferenz zu Abs. l, auch Volks}mnst und Volkskultur durch 

ausdr~ckliche Nennung in den ~reis der zu f~rdernden Ge­

genstände aufzunehmen. 

:eragtjlürdig ist derzeit noch der Be'~:ciff;JVid.eokunst ", und 

umsomehr seine Einbeziehung in die staatliche B~rderung. 

Die in Z. :? erwähnten'" Clnderen künstlerischen Produktionen" 

umfassen nach den Erläuterungen beis?ielsweise "szenische 

Aktionen" und v'Improvioationen 1
• Nach l-,_uffassung der Präsi­

dentenkonferenz könnte die Z. 3 ersatzlos gestrichen werden. 

Jedenfalls bestehen Becenken gegen die unbestimmten Begriffe 
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"szenische Aktionen" und \.' Improvisationen" als Gegenstände 

staatlicher F~rderung. zumal in der j~ngsten Vergangenheit 

einzelne abstOßende. andere verfassungsrechtlich gesch~tzte 

Grundwerte verletzen~e Aktionen und Darbietungen mit solchen 

vJorten bezeichnet Hurden. Als ein solches abstOßendes Bei­

spiel nannte etwa der Abgeordnete Dr. Brmacora am 12.5.1982 

anläalich der Debatte ~ber die Freiheit der Kunst den Ball 

einer;::CElprovisation" in Porm einer Verunreinigung des Au­

ditorimn haximum c.er Universität -vvi.en ('::~urch Fäkalien durch 

einen solchen "K~nstler';. Auch Pr ie6ensn~ich EunG.ertwasser 

be~d.eht sich in seirh.~r i-:"est:r.ede anl~;j~.LU;h der staatspreis-

verleihtmg (Hochenpresse 31.l.1S84 :"ei te 39) besonders auf 

solche Produktionen. 

Zu :; 3; 

In Abs. 2 ware irrt ;::;:rsten Satz c_as ~·iort'· zei tgenössischen" 

zu streichen. Die Erteilung von Auftr~gen zur Herstellung 

von Kunstvierken kann siel! nach den lJenJ-;:gesetzen jevleils nur 

auf zeitgenössische Kunst beziehen, so daß dieses Adjektiv 

als Tautologie wirkt. Sollte damit allerdings eine gesetz­

liche Bevorzugung best.ü~l!l)ter eventuell nodiscner l~unstrich­

tungen gej'Jeint sein (was nicht ausgeschlos3en werden kann), 

so wäre dieses \iqort umso entschiedener abzulehnen. 

Zu 

Im ;~usamrilenhang mit QE::n vorgesehenen nE~lleren eörderllngs­

richtlinien schl~gt die pr~sidenten~onferenz, wie schon 

erw~hnt wurde; die Rinrichtung eines Kunstf~rderungsbeira-­

tes vor, 6eD unter anderen die Länder, Volksvertreter und 

die großen gesetzlichen beruflichen Vertretungen angeh~ren 

k~nn·ten . 

Eine solche Vorgangeweise w~rde dem Legalitätsprinzip besser 

entsprechen als die in 6en Erl~uterungen vorgeschlagene 

Verweisung der Festlegung der Beratungsgrernien, deren sich 
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der Bundesminister bei eier Gewährung von Kunstför6erungen 

bedienen kann, auf bloße ~RichtlinienGr die vielleicht 

nicht einmal als Verordnungen gedacht sind. 

Hunsc:hgemäß wird d.iese [')tellungnahr:,e in zweifacher Ausfer­

tigung vorgelegt. 2~ Abschriften (lieGer ;:3tellungnahme werden 

dem Präsidium des Nationalrates zugeleitet. 

Der Präsident: Der Generalsekretär: 
gez. Ing. Darflar gez. Dr. ~<fJrh! 
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